
aundessozialgericht

3?33' # RJ 265/65

I m N a m e n .d e 5 V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

;
Stellt air:

o n o c o o a o o o 9 ° 0 o o c o o b c o o' c- „ =

:) uni 1 968
‘

jegOb8ekretär
als ürkundsbe—
amter der Ge—
„ehäftsstelle

Kläger und Revisionsbeklagter„

Der 4° Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

münälicheVerhandlunga11129°Mai 1968äurch
Senatspräsident ? e n g u i t @

—Vorsiüzender—5

Bundesrichter S c h m i t t ,
Bundesrichter Dr° E o k & r„

‘Bunäessozialrichter Dr° & a b e r und
Bunäéssozialfichter “K r i e g

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichte Baden—Württem—

berg vom 5° April 7965 wird aufgehoben° Die Beru—
fung gegen‚äas Urteil des Sozialgerichts Freiburg

vom 220 November 1962 wirä zurückgewieseno

Kosten sind nicht zu erstatteno
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Der Kläger trat im März 1942 in die deutsche Wehrmachf ein;

geriet später in französische Kriegsgefangenscheft und ver—
pflichtete sich im Mai 1947 als Arbeiter in Frankreichü

Dort war er bis zu seiner Übereieälung nach Deutschland im

Februar 1951 als Arbeiter beschäftigt°

Ihm wurde aus der deutschen Arbeiterrentenvereicherung {ArV)

von Juli 1961 an die Rente wegen Erwerbsunfähigkeit zugebilligt„

Die Beklagte lehnte es jedoch im—Eescheiä vom 8° März 1962 ab,

äem Kläger die Zeiten seines Kriegsdienstes und seiner Kriegs—

gefangenschaft als Ersatzzeiten renteneteigernd gutzubr'ngen.

Für sie war maßgebend, daß der Kläger nicht innerhalb von drei

Jahren, nachdem er in Frankreich auf Grund des äivilen Arheite»

verhältnieses ein größeres Maß von Bewegungefreiheit wiederge—

wonnen hatte? in eine nach deutschem Recht renténVersichcrungs—

pflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit eingetreten war (@ 125
Abs„ 2 der Reidhsversicherungsoränung —RVO—}°

Der Kläger erhielt — neben der Rente aus der deutschen Renten—

versicherung — aus äer fren2ösischen RentenVersicherung eine

Invalidenpensionc ‘Eabei würden Versicherungezeiten von 1947

bis Anfang 1951 in Rechnung geetellt°—._Die_■ente aus der
deutschen ArV ist dem Kläger nach seiner Geneeung und Um—
schulung Wieder entzogen werden.

Die um Erhöhung dieser Renäe erhobene Klage hat des Sozial—

gericht (SG) Freiburg durch Urteil vom 22° November 1962 ab-

gewiesen° Das Landessozialgericht (LSG) Baden—■ürttenberg

hat äagegen mit Urteil vom 5„ April 1965 die Beklagte ver—

urteilt, in die Rentenberechnung äie Ersatzzeiten von März

1942bis “Mai 1947 ein2uheziehen. Die Rechtfertigung für diese
Entscheidung hat es aus Vorschriften des europäischen Rechts
hergeleitet„
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‚Eas LSG hat die Revision zugelassen? die Beklagte das Rechte—

mittel eingelegt° Sie beantragt? das Berufungeurteil aufzu—

heben und die Berufung des Klägers zurückzuweieen„

Der Senat hat — durch Beschluß vom 1° März 1967 — gemäß Art.

177 Abs° 1 Bucheto b Absc 3 des Vertrages zur Gründung der

Europäischen Wirtschaftegemeinschaft die Vorebentscheidung

des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften (EuGH) über
folgende Frage eingeholt:

"Ist Art„ 28 Abe° 1 Buchet° b der Verordnung Nr„ 5 des .;-

Rates der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft über die

Soziale Sicherheit der Wandererbeitnehmer {EWG—VONr„ 37

oder ist der Anhang G I Bucheto B bis D zur EW —VO Nr„

oder sind beide Vorschriften in Verbindung miteinander

dahin auszulegen;

daß für die Entscheidung‚ ob nach deutschem Recht

Ersetzzeiten enzurechnen Sind, Beiträge, die nach
den Vorschriften eines anderen Hitgliedeetaets der

Europäischen Wirtechaftsgemeinecheft entrichtet sind,
den Beiträgen nach den deutschen Rechtevorschriften

gleichetehen?"

Der EuGH hat mit Urteil vom 5° Dezember 1967 entschieden:

"Die Versicherungsträger der Bundesrepublik Deutschland

sind nach Art„ 28 und Anhang G der Verordnung Hr„ 5
des Rates der EWG über die soziale Sicherheit der Wane

derarbeitnehmer nicht verpflichtet, für die Entscheidung,

ob nach deutschem Recht "Ereetzzeiten" anzurechnen sind,

nach den Rechtevorschriften eines enderen.Mitgliedstaete
zurückgelegte Zeiten zu berücksichtigen."

Die Beklagte hält ihren Revisionsantreg aufrecht°

Der Kläger ist im Revisionsverfehren nicht vertreten„

....4.-
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Beide Beteiligten haben sich mit einer BmtScheiäung durch Urteil

ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt (@ 124 Abs, 2

des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—).

Die Revision ist begrünäet„

Dem Kläger können die Zeiten seines Kriegsdienstes und seiner

Kriegsgefangensehaft nicht rentenstei@ernd gütgebrecht werden.

Dafür fehlt es an der Voraussetzung eines entsprechenden Ver£

sicherung3bestandeso Vor dem Ersatzzeitgeschehen War der Kläger

nicht in einer gesetzlichen Rentenversichérung versichert° Nach—

her hat er nicht innerhalb von drei Jahren in einer deutschen_ '
Rentenversichefung

—
mit Beiträgen belegte —

zeiten versiche—„

rungepflichtiger Beschäftigungen oder Tätigkeiten zurückgelegt

(5 1251Abs°2 BVG;ese 20‚ 184; 22„ 246„ 247)°

Die Kriegegefengenechaft des Klägers enäete im Mai 1947° Zu die—

sem Zeitpunkt erlangte er zwar noch nicht die volle Freizügigkeit‘

wieder; er blieb zunächst an der Ausreise aus Frenkreidh gehindert

Aber er befand sich in einem — nach arbeitsrechtliehen Vorechrife

ten zu beurteilenden — Arbeitsverhältnis und‚unterstand äem Schutz

der franzöSiéchen Sozialvereicherung° Diese Rechtseituation
schließt die Annahme aus‚ daß der Kläger aus sozialvereieherungs—

{rechtlicher Sicht für die Zeit nach Mai 1947 noch Kriegegefenge—

ner gewesen Sei, Das hat das erkennende Gericht in äem — äen

Beteiligten bekannten — Vorlagebeschluß vom l° März 3967 im ein—
zelnen äargelegi:° Dementsprechend hat denn auch der französische

Versicherungsträger seine Leistungepflicht aus den Beitragszeiten

von 1947bis 1951anerkannt„

Von dem deutschen Versicherungsträger kann der Kläger eine Lei—.
'stungsverbesserung nicht erhalten„ ■iese könnte sich zwar aus
der 4° Zusatzvereinberung zum Allgemeinen Abkommen zwischen der

Bundesrepublik Deutschland und Ffahkreich über äie soziale Sichere

heit vom 10° Juli 1950 (BGBl II 1951‚ 177, 195; dazu auch Art„ 6

Abs„ 2 Buchs1:°e EWG—V0Nr„ 3) ergeben. Eie*Rechtswohltatendie—
ser Vereinbarung sind aber nur denjenigen Personen zugedeehi‚ die“

Frankreich schon vor dem 1„ Januar 1951 verlassen hatten (so Arte,
3.9 ? Abs‚ 1 der 4„ Zusetzvereinbarung)° Der Yläger ist hingegen

_5_
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erst im Februar 1951 in die Bundesrepublik gekommen.

Das Arbeitsv<arhältnis9 in dem der Kläger vorher in Frankreich

stand‚ begründete nach deutschem Recht keine Versicherunge—

pflicht„ Diese Pflicht knüpft regelmäßig auf an eine Beschäf»

tigung im Bunde3gebiet an„ Das bringt äas Gesetz dadurch zum

Ausdruck, daß es die Ausnahmen von der Regel bestimmt (vgl„

@ ?227 Abs„ 1 Nrn 2 und 8‚vas„ 2 BVD)“ Ein eolcher Ausnahme—

fall war vom Kläger nicht verwirklicht„

Eine andere Rechtsfolge ergibt sich schließlich nicht aus vor—

schriften des europäischen Gemeinschaftereehts, insbesondere

nicht aus Art„ 28 und Anhang G der EWG—VONr„ 5° Das ist_durch
das Urteil des EuGH vom 5° Dezember 1967 klargeetellt woräen°

Auf diese9 den Beteiligten bekanntgegebene Entscheidung wird hin—

gewiesen“ Ihr liegt äieselben■eohtsauffassung zugrunde? von äer

auch der erkennende Senat bei seiner Anfrage an den EuGH ausge—
gangen istn

Das Urteil des LSG, des sich von einer anderen Rechteaneicht hat

leiten lassen? kann nicht aufrechterhalten werden; äer Revieion

ist mit der auf {>193Abs„ 1 und 4 see beruhendenKostenentsch-zri—
dung stattzugebez„
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